
Anlage 2 zur Niederschrift über die 13. Sitzung des Kreistages am 6. Mai 2013 
 

 
 
 
 
 



„Der Kreistag möge beschließen: 

Der Kreisausschuss wird gebeten, in Zu-

sammenarbeit mit dem Gießener Arbeits-

kreis für Behinderte den über das bisherige 

Hilfesystem hinausgehenden Bedarf der Hilfe 

von Gebärdendolmetschern für Kunden der 

Kreisverwaltung zu prüfen. 

Außerdem soll – analog der Abfrage über 

Fremdsprachenkenntnisse – auch die Kennt-

nis von Gebärdensprache bei den Beschäftig-

ten des Landkreises abgefragt werden.“ 

 

 „juristisch“



 „erlassen kann“

„, welcher Aufwand und welche Kosten 

dadurch entstehen würden und ob eine 

landesweite Regelung geplant ist.“

 

 

 
 
 

 

 



 

„und den Bereich der Wasserversorgung voll-

ständig aus der geplanten Dienstleistungs-

richtlinie auszunehmen“.

 
„Im Sinne dieser Resolution soll der Kreisaus-

schuss über die kommunalen Spitzenverbän-

de und Fachverbände sowie gegenüber dem 

Vorsitzenden des Europäischen Parlaments, 

Martin Schulz, und den beiden EU-

Kommissaren Barnier und Oettinger diese 

Position deutlich machen und diese auffor-

dern, weiterhin der geplanten Richtlinie zu 

widersprechen und entsprechend aktiv zu 

werden.“

„Der Kreisausschuss wird beauftragt, sich beim 

Hessischen Landtag und der Hessischen Landesre-

gierung sowie dem Hessischen Landkreistag als 

kommunalem Spitzenverband hinsichtlich der Be-

treuung von behinderten Kindern für folgende 

Punkte einzusetzen: 

 

1.   Zur Umsetzung der Inklusion von Kindern mit 

Behinderung in Kindertagesstätten bedarf es im 

derzeitig diskutierten Kinderförderungsgesetz 

einer gesetzlichen Regelung, die ausgehend von 

der UN-Behindertenrechtskonvention den Aus-

bau eines inklusiven Systems in Kindertagesein-

richtungen regelt.  

 

Das Land ist dabei aufgefordert, über Absichts-

erklärungen hinaus gesetzlich die Rahmenbe-

dingungen für die Inklusion zu setzen und 

Standards zu definieren. Dabei gilt es insbe-

sondere, nicht hinter bisher bestehende Stan-

dards zurückzufallen, sondern z.B. die bisher 

bestehende Begrenzung von Gruppenstärken in 

den Tageseinrichtungen bei Aufnahme von Kin-

dern mit Behinderung beizubehalten und ge-

setzlich zu verankern. 



 

Der derzeit beratene Entwurf des Hessischen 

Kinderförderungsgesetzes genügt diesem Ziel 

nicht, sondern überlässt die Verwirklichung von 

gleichen Lebensbedingungen für Kinder mit Be-

einträchtigungen allein den Kommunen. Damit 

wird der Entwurf nicht dem eigenen Anspruch 

gerecht, die Landesregelungen in einem Gesetz 

zusammenzufassen, sondern klammert gerade 

die Inklusion aus. 

 
2.    In den laufenden Verhandlungen zur neuen 

Vereinbarung zur Integration von Kindern mit 

Behinderung (Nachfolge Rahmenvereinbarung 

Integrationsplatz) sind die bisher geltenden Re-

gelungen einer reduzierten Gruppenstärke bei 

einer Aufnahme von Kindern mit Behinderung 

beizubehalten.“ 

 

 
 

 


